
 
 
 
Arbeitspapier 
Forschungsgruppe EU/Europa  

Stiftung Wissenschaft und Politik 

Deutsches Institut für Internationale  

Politik und Sicherheit 

 

  

Annegret Bendiek 

„Review 2014“: 
Grundpfeiler deutscher 
Außenpolitik und 
weltweite Erwartungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dieses Papier ist im Rahmen der Zusammenarbeit 
mit dem CERFA/Ifri entstanden, 
http://www.ifri.org/fr/publications/enotes/notes-
cerfa/review-2014-piliers-de-politique-etrangere-
allemande-attentes-reste , 29.05.2015 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

 

 

 

 

Die Autorin hat in der Zeit 
April bis Oktober 2014 
Vollzeit in dem Projekt 
„Review 2014 – Außenpolitik 
Weiter denken“ im 
Planungsstab des Auswärtigen 
Amts gearbeitet. 
 

 

 

 

SWP-Arbeitspapiere sind online-

Veröffentlichungen der 

Forschungsgruppen. Sie 

durchlaufen kein förmliches 

Gutachterverfahren.  

 

 
 

Ludwigkirchplatz 3−4 

10719 Berlin 

Telefon +49 30 880 07-0 

Fax  +49 30 880 07-100 

www.swp-berlin.org 

swp@swp-berlin.org 

 

Arbeitspapier FG EU/Europa, 2015/Nr. 03, Mai 2015
SWP Berlin 



Einführung 

SWP‐Berlin 

Mai 2015 

 

 

2 

Einführung* 

Die deutsche Außenpolitik sieht sich heute einer ganzen Reihe grundle-
gender Herausforderungen gegenüber. Das größer gewordene und 
ökonomisch wiedererstarkte Deutschland kann und darf sich mit seiner 
ehemaligen Rolle als politischer Juniorpartner Frankreichs in Europa und 
der USA in der Welt nicht länger zufrieden geben.  Deutschland hat 
aufgrund seiner gestiegenen politischen und ökonomischen Bedeutung 
eine sehr viel weiter reichende Verantwortung für die Bearbeitung 
europäischer und internationaler Krisen als noch vor zwanzig Jahren. 
Deutschland ist gleichzeitig allerdings sowohl strategisch als auch 
konzeptionell nur sehr bedingt auf die Übernahme dieser neuen Rolle 
vorbereitet. Weder in der deutschen Politik noch in den Medien und schon 
gar nicht in der deutschen Gesellschaft gibt es klare Vorstellungen 
darüber, was die deutschen Interessen in Europa und der Welt jenseits der 
Beförderung von Frieden und Gerechtigkeit sein sollten. Das alleine ist 
aber bei weitem nicht genug, um deutsche Politiken gegenüber dem 
Nahen Osten, der Bewältigung der europäischen Finanzkrise oder gegen-
über den digitalen Herausforderungen abzuleiten. Ad hoc Politiken und 
kurzatmiges Krisenmanagement dominierten die deutsche Außenpolitik 
in der Vergangenheit daher viel zu häufig. 

Dieser unbefriedigende Zustand ist der Politik nicht entgangen. Als eine 
der ersten Maßnahme seiner neuen, zweiten Amtszeit kündigte Außenmi-
nister Steinmeier 2013 eine „Selbstverständigung über die Perspektiven 
deutscher Außenpolitik“ (Steinmeier 2013) an, die ihre Umsetzung in dem 
Projekt „Review 2014 – Außenpolitik Weiter Denken“ fand. Dieser Initiati-
ve ging die vom German Marshall Fund und der Stiftung Wissenschaft und 
Politik angeregte Fachdiskussion „Neue Macht, neue Verantwortung“ 
voraus (Stiftung Wissenschaft und Politik & German Marshall Fund of the 
United States 2013). Um den einjährigen Prozess konzeptionell zu unter-
füttern, setzte der Bundesaußenminister einen Berater ein, den ehemali-
gen Direktor der SWP, Dr. Christoph Bertram. Bei der Review ging es dann 
auch wie Steinmeier formulierte,  
„um etwas sehr viel Grundsätzlicheres: Wir brauchen heute einen erwachsenen, 
aufgeklärten Diskurs über den institutionellen Rahmen, in dem sich unser außenpoli-
tisches Handeln bewegen soll, über das Maß an Verantwortung, das wir in den 
nächsten 10, 20 Jahren schultern können, aber auch darüber, wo die Grenzen unserer 
Leistungsfähigkeit sind. Und ich will das ganz bewusst nicht als klassischen innermi-
nisteriellen Prozess anlegen, sondern als Dialog des Auswärtigen Amtes mit den 
wichtigsten außen- und sicherheitspolitischen Stakeholdern unter Einschluss der 
Zivilgesellschaft“ (Steinmeier 2013).  

Diese Steinmeier-Initiative war Bestandteil eines breiter angelegten Ver-
suches, das konzeptionelle und strategische Defizit Deutschlands zu über-

 

* Ich bedanke mich bei Tobias Metzger, Forschungsassistent, für seine konstruktive Unter-

stützung bei der Fertigstellung des Manuskripts 



Einführung 

SWP‐Berlin 

Mai 2015 

 

 

3 

winden. Neben dem Außenminister traten auch Verteidigungsministerin 
Ursula von der Leyen sowie Bundespräsident Gauck auf der Münchener 
Sicherheitskonferenz Anfang Februar 2014 mit Appellen an die Öffent-
lichkeit, die neue Verantwortung Deutschlands ernst zu nehmen und sich 
grundlegende Gedanken über Deutschlands Rolle in Europa und der Welt 
zu machen:  

„Tun wir, was wir tun könnten, um unsere Nachbarschaft zu stabilisieren, im Osten 
wie in Afrika? Tun wir, was wir tun müssten, um den Gefahren des Terrorismus zu 
begegnen? Und wenn wir überzeugende Gründe dafür gefunden haben, uns zusam-
men mit unseren Verbündeten auch militärisch zu engagieren, sind wir dann bereit, 
die Risiken fair mit ihnen zu teilen? Tun wir, was wir sollten, um neue oder wiederer-
starkte Großmächte für die gerechte Fortentwicklung der internationalen Ordnung zu 
gewinnen? Ja, interessieren wir uns überhaupt für manche Weltgegenden so, wie es 
die Bedeutung dieser Länder verlangt? Welche Rolle wollen wir in den Krisen ferner 
Weltregionen spielen? Engagieren wir uns schon ausreichend dort, wo die Bundesre-
publik eigene und eigens Kompetenz entwickelt hat – nämlich bei der Prävention von 
Konflikten?“ (Gauck 2014).  

Allen Reden war ein Motiv gemein, nämlich vor dem internationalen 
Publikum der Konferenz und ihrer breiten medialen Wirkung, die 
Bereitschaft für ein stärkeres außenpolitisches Engagement der Deutschen 
anzukündigen. Gleichlautend kündigten Präsident und Außenminister an, 
die Bundesrepublik müsse sich „früher, entschiedener und substantieller“ 
(Gauck 2014; Steinmeier 2014b) bei internationalen Herausforderungen 
einbringen. Auch deshalb lobte der Präsident darin ausdrücklich die 
Review-Pläne des Außenministers. „Das wäre ein Schritt auf dem Weg zu 
einer neuen gesellschaftlichen Selbstverständigung. Das Gespräch darüber, 
wo, wie und wann wir unsere Werte und unsere Sicherheit verteidigen 
wollen, führt uns zu mehr Klarheit über Maß und Ziel von Deutschlands 
internationalem Engagement“ (Gauck 2014). 

Der Prozess der Suche nach neuer außen- und sicherheitspolitischer 
Orientierung wurde in drei Phasen konzipiert, von der vor allem die erste 
viel Anerkennung in der internationalen Öffentlichkeit (vgl. The New York 
Times, Handelsblatt) fand. Nicht nationale Interessen, sondern die 
Perspektiven und Bewertungen der internationalen Gemeinschaft sollten 
im Mittelpunkt stehen. Hierzu  wurden 57 Autorinnen und Autoren aus 26 
Ländern mit zwei bewusst zugespitzten Fragen befasst: “Was, wenn 
überhaupt, ist falsch an der deutschen Außenpolitik? Und was, wenn 
überhaupt, muss daran geändert werden?“ (Steinmeier 2014a). Die 
Antworten wurden sämtlich auf der Internetseite der Review – 
www.review2014.de – veröffentlicht und haben dort den Anstoß zu einer 
intensiven Debatte gegeben. Auch in der zweiten Phase des Prozesses stand 
das Bemühen um Einbindung möglichst weiter Kreise im Vordergrund. 
Verantwortliche des Auswärtigen Amtes (AA)stellten sich  in über 60 
Bürgergesprächen, Podiumsdebatten, Konferenzen und Simulations-
Workshops bundesweit dem kritischen Gespräch über aktuelle außenpoli-
tische Themen. In der dritten Phase schließlich – der einzigen, die nicht 
öffentlich war – reflektierten die Mitarbeiter des Auswärtigen Dienstes 
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darüber, wieweit die Veränderungen auf der internationalen Bühne neue 
Ansätze für ihre Tätigkeit anraten ließen.  

Das deutsche Vorgehen einer breiten Öffnung des Prozesses der Neu-
formulierung einer strategischen Ausrichtung deutscher Außen- und 
Sicherheitspolitik ist aus der deutschen Vergangenheit gut verstehbar. 
Nationale Interessenpolitik ist nach wie vor ein Begriff, der für die meisten 
deutschen Politiker tabu ist und der auch in der wissenschaftlichen 
Debatte auf wenig Unterstützung stoßen würde. Deutschland ist seit 1945 
fest darauf konditioniert, seine Interessen als identisch mit Europa zu 
verstehen und die feste Einbindung in die EU und die NATO als unhinter-
gehbare Grundkoordinaten jeglicher Außen- und Sicherheitspolitik zu 
verstehen. Gleichzeitig ist es aber auch evident, dass sich eine überzeu-
gende Außen- und Sicherheitspolitische Strategie letztlich nur aus 
nationalen Interessen ableiten lässt, auch wenn diese aufs engste mit 
Europa und der NATO verbunden sind. Der ganze Review-Prozess ist daher 
zu einem guten Maß als Produkt eines Eiertanzes zwischen der Suche nach 
deutschen Interessen und der Zögerlichkeit, genau dieses auch so zu 
benennen, zu verstehen. Die (internationale Fach-)Öffentlichkeit sollte das 
formulieren, was man sich selbst zu sagen scheute.  

Diese Erwartungen wurden allerdings nur teilweise erfüllt. Die zentra-
len Aussagen der internationalen Fachöffentlichkeit lassen sich in einer 
klaren Botschaft und zwei von der deutschen Politik eigenständig auszu-
füllenden Spannungsfeldern zusammenfassen. 

„Deutschland in und durch Europa“ 

„Deutschland in und durch Europa“ ist nicht nur zu einer diplomatischen 
Floskel geworden, die mittlerweile in vielen Reden des Außenministers zu 
finden ist; es ist das einhellige Petitum, dass aus der ganz überwiegenden 
Zahl der Beiträge spricht. Deutschland soll erstens eine stärkere Führungs-
rolle spielen. Diese Betonung Deutschlands ist gleichzeitig – und das ist 
zweite wichtige Botschaft – eingebettet in den Wunsch nach einem 
stärkeren europapolitischen Engagement. Unbeantwortet ist nach wie vor, 
ob der Wunsch nach mehr Deutschland auch die Bereitschaft beinhaltet, 
eine nachdrücklicher vertretene deutsche Interessenpolitik zu akzeptieren 
oder ob das Mehr letztlich nur auf höhere finanzielle und logistische 
Beiträge bezogen ist.  

Deutschland erscheint den allermeisten Autoren zumeist als ein Er-
folgsmodell mit einer „klugen, besonnenen und verantwortungsbewussten 
Außenpolitik“ (Annan 2014, vgl. auch Müller 2014), das „ein Stützpfeiler 
des multilateralen Staatensystems und ein mustergültiges Mitglied der 
Weltgemeinschaft“ (Annan 2014) geworden ist. Ebenfalls fast alle Autoren 
äußern Bedauern und Unverständnis demgegenüber, dass sich Deutsch-
land zu zögerlich verhalte und seine Potentiale zu wenig einsetze (Chel-
laney 2014, Shikwati 2014). Deutschland gilt als konsolidierte Demokratie 
mit einer stabilen Werteorientierung (Moridian 2014), einer starken 
Ökonomie und einem allerdings zu schwach ausgeprägten internationalen 
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Bewusstsein (Mahbubani 2014, Annan 2014, Arbour 2014). Die wesentliche 
Kritik an Deutschland lautet, dass es sich zu sehr auf seine eigenen 
Interessen beschränke, zu wenig Gestaltungsbewusstsein habe und zu sehr 
auf die Verfolgung ökonomischer Anliegen, der „Ökonomisierung der 
deutschen Außenpolitik“ (Swieboda 2014) ausgerichtet sei. 

Besonders deutlich wird diese Kritik in Bezug auf die deutsche Europa-
politik formuliert (Ash 2014, Schwarzer 2014). Die deutsche Europapolitik 
gilt als von kurzfristigen Interessen geprägt und als hinreichenden 
strategischen Gestaltungswillen vermissend (Tocci 2014). Ohne eine 
stärkere Führung Europas durch Deutschland als „weiche Kraft“ (Sidirop-
oulos 2014) bzw. als „Mustereuropäer“ (Techau 2014) (in jedem Fall 
zusammen mit Frankreich) drohe der Integrationsprozess an Dynamik zu 
verlieren und Europa vor den wesentlichen Herausforderungen zu 
versagen: „Wie auch immer man das Zentrum der EU bestimmt: als 
deutsch-französische Achse, als Weimarer Dreieck oder als Zusammenspiel 
von Berlin, Paris und London – keine dieser Formeln für das Entschei-
dungszentrum der EU ist ohne den Einbezug Deutschlands möglich“ 
(Münkler 2014).  

Umstritten ist hier allerdings die Frage, ob Deutschland einen eigenen 
Weg gehen sollte, wenn es in seinen politischen Überzeugungen von 
seinen europäischen Verbündeten abweicht. Während Garton Ash, Sir 
Lawrence Freedman, Charles Grant und Louise Arbour etwa die Entschei-
dung Deutschlands, sich bei der Libyen-Resolution des VN-Sicherheitsrates 
zu enthalten, scharf kritisieren (Ash 2014, Freedman 2014, Grant 2014, 
Arbour 2014), loben deutsche Friedensforscher wie Harald Müller und 
viele asiatische Autoren (Müller 2014, asiatische Autoren) die hier zum 
Ausdruck kommende außenpolitische Zurückhaltung. 

Die chinesische Außensicht hält ein geeintes und weltpolitisch aktiver 
auftretendes Europa für wichtig und Deutschlands Führungsrolle in 
diesem Prozess für unumgänglich. „Germany needs to have the courage to 
forge a pioneer group within the EU, further deepening the integration 
process within and meanwhile forming common positions and actions on 
international issues. […] The only realist approach would be allowing some 
countries to go first, the rest could catch up later on if they want” (Zhong-
ping 2014). Zu den wichtigsten politischen Herausforderungen in diesem 
Prozess werden neben der Finanzkrise auch die China- und Russlandpolitik 
gezählt. Sollte es Europa (unter deutscher Führung) nicht schaffen, hier 
einheitlich aufzutreten, drohe die Gefahr, dass die Mitgliedstaaten von 
China und Russland gegeneinander ausgespielt würden (Grant 2014, 
Godement 2014, Heilmann 2014). 

Die weit geteilte Wertschätzung gegenüber der deutschen Europapolitik 
und der Wunsch nach mehr Deutschland in und durch Europa sind zwar 
einerseits außerordentlich begrüßenswert. Sie dürfen andererseits aber 
auch nicht darüber hinwegtäuschen, dass sie auf wichtige Fragen von 
grundlegender strategischer Bedeutung keine Antwort geben. Zu diesen 
Fragen gehören zuerst einmal diejenige nach dem anzustrebenden 
Verhältnis zwischen transatlantischer Bindung einerseits und der Öffnung 



„Deutschland in und durch Europa“ 

SWP‐Berlin 

Mai 2015 

 

 

6 

Deutschlands für andere Mächte wie Indien, China oder Brasilien.  Sollte 
Deutschland den USA in allen globalpolitischen Fragen unbedingt 
verbunden bleiben? Und sollte die Anerkennung der zentralen Rolle der 
USA für den Frieden in Europa im Zweifelsfall auch dazu führen, dass 
eigenständige deutsche Interesse gegenüber diesen Mächten zurückgestellt 
werden? Oder ist es für Deutschland angemessen, derartige Entscheidun-
gen jeweils im Einzelfall zu treffen und die transatlantische Partnerschaft 
nur als eine Dimension deutscher Außen- und Sicherheitspolitik zu 
verstehen?  

Nicht weniger dringend ist es, eine Antwort auf die Frage zu finden, wie 
sehr sich Deutschland in der Welt engagieren sollte. Die letzten fünf 
Dekaden deutscher Außen- und Sicherheitspolitik waren im Kern davon 
geprägt, selbst so wenig wie möglich in Erscheinung zu treten und wenn 
doch, dann nur in Zusammenhang mit den Verbündeten und möglichst 
nur dann, wenn es um innenpolitisch vergleichsweise wenig kontroverse 
Dinge wie die Umweltpolitik oder die Menschenrechtspolitik ging. Aber 
kann das alles sein? Muss Deutschland nicht auch eine klare Position dazu 
haben, in welcher Welt es leben will und was für Instrumente es dann 
bereit ist einzusetzen, wenn sich andere Staaten dieser Idee entgegen 
stellen? Müsste Deutschland nicht eine strategisch begründete Antwort 
auf die Frage haben, wann es bereit wäre, etwa für die Menschenrechte in 
anderen Staaten in den Krieg zu ziehen?  

Transatlantische Bindung versus Öffnung zu den Gestaltungsmächten 

Die internationalen Antworten zu der ersten Frage nach dem Verhältnis 
von transatlantischer Bindung und der Öffnung zu den sogenannten 
Gestaltungsmächten wird in vielen Kommentaren im Kontext der Debatte 
über die Akzeptanz einer US-amerikanischen Führung behandelt. Eine 
ganze Reihe von Stimmen erwartet von Deutschland ein selbstbewussteres 
Auftreten mit einem eigenständigeren außenpolitischen Profil. Mah-
bubani spricht der EU gar die Rolle zu, „Amerika zu multilateralisieren“ 
und „Russland zu europäisieren“ (Mahbubani 2014). Annan sieht in 
Deutschland und Europa einen Vorreiter globaler Klimapolitik, der sich 
geeint gegen die USA durchzusetzen versuchen sollten. Deutschland wird 
als potenzielle Brücke zwischen dem industrialisierten Norden und dem 
„aufstrebenden Süden“ gesehen und teile eine ganze Reihe von Interessen 
mit Staaten wie Indien, Brasilien, Japan, Südafrika und Nigeria (Adebajo 
&Virk 2014). Die deutsche Russlandpolitik dürfe nicht nur aus dem 
Konflikt über die Krim verstanden werden, sondern müsse sich „in eine 
umfassendere Eurasien-Strategie einfügen, die auch Länder wie China, 
Indien, und  wichtige eurasische Akteure wie die Türkei und den Iran 
einbezieht“ (Trenin 2014, vgl. auch Godement 2014). Gegen eine automati-
sche Anbindung Deutschlands an die USA argumentieren auch Friedens-
forscher wie Harald Müller. Deutschlands außenpolitische „Zurückhaltung 
sei ein guter Leitgedanke“, der in der Vergangenheit viel Schaden vermie-
den habe. Die Nichtbeteiligung am zweiten Irakkrieg sowie die Enthaltung 



„Deutschland in und durch Europa“ 

SWP‐Berlin 

Mai 2015 

 

 

7 

in der Libyen-Resolution des Sicherheitsrates haben sich längerfristig als 
richtig erwiesen (Müller 2014). 

Auf der anderen Seite finden sich allerdings auch Stimmen, die nach-
drücklich davor warnen, die transatlantische Bindung zu gefährden und 
aktuelle Differenzen wie über die NSA oder die Israel-Politik über zu 
bewerten (Krause 2014). Die Westbindung gilt manchen als „die zentrale 
politische und strategische Schicksalsfrage für Europa“ und sollte durch 
steigende Militärausgaben im Rahmen der NATO deutlich gemacht 
werden. Allen „Neutralitäts- und Äquidistanz-Träumen“ wird hingegen 
eine klare Absage erteilt (Techau 2014). „The US, working through NATO, is 
the principal cause of peace in Europe, not the EU” (Mearsheimer 2014).  
Ganz ähnlich ist auch für Wolffsohn die Bindung an die USA eine existen-
tielle Frage: „Ohne die USA keine NATO, kein Schutz“ (Wolffsohn 2014). 
Auch eine klare Unterstützung von TTIP wird in diesem Kontext eingefor-
dert (Ash 2014, Kerber 2014). Hier scheint es in Zukunft ebenfalls nötig zu 
sein, noch klarer zu bestimmen, mit welchen Staaten Deutschland 
„strategische Partnerschaften“ einzugehen beabsichtigt und wo bloße 
„Interessengemeinschaften“ bestehen (Stein & Tempel 2014). Strategische 
Partnerschaften sind auf Langfristigkeit angelegt und sollten deshalb auf 
Staaten wie die USA und die anderen europäischen Mitgliedstaaten 
begrenzt bleiben, die ein ähnliches Wertefundament besitzen. „Interessen-
gemeinschaften“ können hingegen sehr viel weiter gezogen werden und 
sich auf die Umsetzung bestimmter Politiken wie die Bekämpfung des 
Klimawandels oder den Ausbau der Handelsbeziehungen beschränken.  

Diese Uneinigkeit der internationalen Kommentatoren bezüglich der 
angemessenen Positionierung Deutschlands zwischen Transatlantik und 
dem Rest der Welt findet sich ganz ähnlich auch in der breiten (deutschen) 
Öffentlichkeit und in der deutschen Parteienlandschaft. Auch hier finden 
sich sowohl Vertreter der einen als auch der anderen Position. Die Öffnung 
der Debatte hat daher auch im besten Fall zu einem uneinheitlichen Bild 
geführt. Anders ausgedrückt: der Ball ist wieder zurück im Feld der Politik, 
die gefordert ist, deutsche Interesse zu benennen und einen eigenen 
Vorschlag dafür zu entwickeln, wie diese sich in eine Auskleidung des 
beschriebenen Spannungsfeldes übersetzen. 

Zivile Selbstbezogenheit versus Weltinnenpolitik gestalten 

Sehr viel einheitlicher ist die Meinung der außenpolitischen Experten zu 
der Frage nach dem Ausmaß wünschenswerten Engagements Deutsch-
lands in der Welt. Durch die Bank findet sich die Position, dass Deutsch-
land sich stärker engagieren sollte und dass es einen wichtigen Beitrag für 
die Lösung vieler Konflikte leisten kann. Die Aufarbeitung der NS-
Vergangenheit, die Versöhnung mit dem ehemaligen Erbfeind Frankreich 
und die Gestaltung der europäischen Integration gelten als Erfolgsmodel-
le, von denen andere Länder und Weltregionen lernen können. Deutsch-
land sollte seine Entwicklungshilfe auf 0,7% des BIP anheben und seine 
Verwendung auf solche Bereiche konzentrieren, die seine historische 
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Erfahrung widerspiegeln. Ein stärkerer Einsatz für den Internationalen 
Strafgerichtshof wird genauso reklamiert wie mehr Engagement zur 
Reform des VN-Sicherheitsrats. Die „Triade der Rechtsstaatlichkeit“ – 
Polizei, Justiz und Strafvollzug könnte zu einem deutschen Markenzeichen 
im internationalen Konfliktmanagement werden (Wieland-Karimi 2014, 
ähnlich Arbour 2014). So soll Deutschland die Schaffung einer Afrikani-
schen Eingreiftruppe (ASF) unter dem Oberkommando der Vereinten 
Nationen unterstützen (Adebajo & Virk 2014, Annan 2014), das Prinzip der 
Schutzverantwortung stärken (Annan 2014, Tocci 2014) und in der 
globalen Klimapolitik seinen hohen technologischen Wissenstand in 
Bezug auf regenerative Energien international nutzbar machen lassen, um 
sich auch auf politischer Ebene für eine zügige Beschlussfassung und 
Umsetzung anspruchsvoller Klimaziele einzusetzen. Dies setze aber 
voraus, dass Deutschland seine eigenen internationalen Verpflichtungen 
bei der Umsetzung klimapolitischer Ziele aber auch bei Anti-
Korruptionsmaßnahmen auch innenpolitisch umsetzt. 

Die Stabilisierung der europäischen Nachbarschaft wird als vordringlich 
erachtet. Während die Krimkrise und das Umgehen mit Russland ganz im 
Zeichen der globalen Konfliktkonfiguration interpretiert (so besonders 
deutlich Mearsheimer 2014) und entsprechend sehr unterschiedliche 
Antworten – bis hin zur Neuauflage der EU-Erweiterungspolitik (Tocci 
2014, Keyman 2014) - erfährt, gilt die Stabilisierung des Südens durchweg 
als eine Frage des verstärkten ökonomischen Engagement und der 
Öffnung europäischer Märkte für Waren und Personen (Shikwati 2014, 
Sidiropoulos 2014). Die Abschaffung von Ausfuhrerstattungen für land-
wirtschaftliche Erzeugnisse wird hier ebenso eingefordert (Adebajo & Virk 
2014) wie die Unterstützung so genannter subregionaler Säulen wie 
Nigeria, Südafrika, Kenia und Algerien. Die deutsche Abhängigkeit von 
Erdgaseinfuhren aus Russland solle durch die Einfuhr von mehr Erdgas 
aus Algerien und Nigeria verringert werden und ganz generell eine 
„präventive Stabilisierungspolitik in der europäischen Peripherie“ 
(Münkler 2014, so auch Stein & Tempel 2014) befördert werden, um 
Flüchtlingsströme, wirtschaftliches Elend und umfassende Perspektivlo-
sigkeit zu bekämpfen. In allen diesen Bereichen habe Deutschland eine 
anerkannte moralische Stimme, die viel zu häufig hierzu innenpolitisch 
schweige und seinem ökonomischen Schwergewicht nicht entspräche.  

In scharfem Gegensatz zu der einhelligen Meinung der außenpoliti-
schen Experten präferiert die deutsche öffentliche Meinung eine sehr viel 
zurückhaltendere Rolle Deutschlands in der Welt. Einer 2014 erschiene-
nen Studie der Körber-Stiftung zufolge sprechen sich nur 37 Prozent aller 
Deutschen für eine stärkere Rolle Deutschlands in der Welt aus. 60 Prozent 
waren hingegen der Ansicht, dass Deutschland sich „weiterhin zurückhal-
ten sollte“. Diese ablehnende Rolle eines stärkeren Engagements lässt sich 
zudem nicht auf die Anhänger einzelner Parteien beschränken, sondern 
zieht sich quer durch das gesamte politische Spektrum. Als wichtige 
Bereiche außenpolitischen Engagements werden an erster Stelle „humani-
täre Hilfe“ und „diplomatische Verhandlungen“ genannt während die 
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Aufnahme von Flüchtlingen von nur noch der Hälfte aller Befragten 
unterstützt wird. Militärische Einsätze und sogar Waffenlieferungen an 
verbündete Staaten werden sogar nur noch von 13 Prozent aller Befragten 
unterstützt. Insgesamt ergibt sich hier das Bild eines offenen Widerspru-
ches zwischen dem, was die Experten für angemessen und richtig halten 
und dem, was die deutsche Öffentlichkeit einfordert. Auch hier ist die 
Politik noch sehr viel stärker gefragt, ihrer meinungsbildenden Funktion 
nachzukommen und auch vor der Thematisierung kontroverser Gegen-
stände nicht zurück zu scheuen.  

Deutschland braucht eine außen- und sicherheitspolitische 
Strategie 

Die Debatte um Deutschlands zukünftige Außen- und Sicherheitspolitik 
hat gerade erst begonnen. Die Review hat sie mit Sicherheit nicht beendet, 
sondern stellt lediglich eine Momentaufnahme in einem längeren Prozess 
des Herauswachsens Deutschlands aus seiner Nachkriegsrolle als europäi-
scher Juniorpartner Frankreichs und internationaler Juniorpartner der 
USA dar. Die Review selbst kann nur begrenzt eine Antwort auf die Frage 
geben, in welche Richtung sich diese Neuorientierung entwickeln und wie 
weit sie gehen soll. Internationale Expertenmeinung, Politik und Öffent-
lichkeit sind sich letztlich lediglich dahingehend einig, dass Deutschland 
sich in Europa stärker engagieren sollte. Bereits bei der Frage nach den 
angemessenen Mitteln und Ressourcen, die hierbei einzusetzen sind, fängt 
die Uneinigkeit an. Während die internationalen Experten von Deutsch-
land letztlich auch den Einsatz größerer Finanzmittel erwarten, fängt die 
deutsche Öffentlichkeit inklusive des Bundestages und des Bundesverfas-
sungsgerichtes hier bereits an, sich zu sträuben. Noch gravierender treten 
die Meinungen bei der Frage nach der Gewichtung der transatlantischen 
Kooperation auf der einen Seite und der Orientierung hin zum Rest der 
Welt auf der anderen Seite auseinander. Und zwischen internationalen 
Experten und  deutscher Öffentlichkeit findet sich letztlich so gut wie gar 
keine Übereinstimmung mehr, wenn es um die angemessene Rolle 
Deutschlands in der Welt geht.  

In allen diesen Fragen ist politische Führung gefordert. Die Politik kann 
und darf sich nicht hinter öffentlichen Anhörungen, Umfragen und 
Expertenmeinungen verstecken, sondern muss eigenständig Farbe 
bekennen und Position beziehen. Es gilt grundlegende ethische Werte 
einer zukünftigen Außen- und Sicherheitspolitik zu benennen und 
hiervon politische Leitlinien abzuleiten. Die transatlantische Kooperation, 
die europäische Einigung und die Zusammenarbeit mit dem Rest der Welt 
sind nicht länger als eigenständige Glaubensbekenntnisse zu betrachten, 
sondern sollten der Verfolgung identifizierter ethischer Grundpositionen 
nachgeordnet werden. Nur so werden sie sich in ihrer Bedeutung auswei-
sen lassen und nur so werden auftretende Konflikte zwischen einzelnen 
Politiken auf nachvollziehbare Weise gelöst werden können. Entscheidun-
gen wie etwa diejenige, die Alliierten bei der Intervention in Libyen nicht 
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zu unterstützen, sind nur dann im Mittelpunkt der Kritik, wenn sie als 
politische Solitäre in einem strategischen Vakuum gefällt werden. 
Eingebunden in eine ethisch ausgewiesene und internationale verantwort-
liche außen- und sicherheitspolitische Strategie werden sie hingegen für 
unsere Partner nachvollzieh- und damit auch verstehbar. Das Gleiche gilt 
für die Finanzmittel, die für eine Stabilisierung der Eurozone aufzubrin-
gen sind. Aktuell ist kaum objektiv begründbar, ob und wenn ja, welche 
Ressourcen in welchem Umfang zur Verfügung gestellt werden sollten. Als 
Teil einer übergreifenden Außen- und Sicherheitspolitik oder einer 
strategisch formulierten Europapolitik lässt sich jede diesbezügliche 
Entscheidung hingegen sehr viel klarer, besser begründet und damit auch 
akzeptabler treffen. Die deutsche Außen- und Sicherheitspolitik ist damit 
letztlich in eigenem Interesse gefordert, seine strategische Abstinenz zu 
überwinden, klare Position zu beziehen und damit eine wirklich politisch 
relevant werdende öffentliche Diskussion über Deutschlands Rolle in 
Europa und der Welt zu eröffnen. Die Review 2014 konnte hierfür nur der 
erste Schritt gewesen sein. 

Zentrale Orientierungspunkte in einer derartigen Positionierung sollten 
die Menschenrechte und die Demokratie sei. Die Erfahrung lehrt uns, dass 
Demokratie keine Kriege untereinander führen. Der innerstaatliche 
Respekt vor den Menschenrechten sowie die internationale Einbindung 
sind wiederum zentrale Bedingungen der Demokratie. Beide zu fördern 
muss daher ein zentrales Anliegen Deutschlands in Europa und der Welt 
sein. Hierzu sind die europäische Integration ebenso die transatlantische 
Kooperation zentrale Bausteine. Deutschland sollte daran mitwirken, die 
institutionellen Strukturen in beiden Bereichen weiter auszubauen, 
supranationale Prinzipien zu stärken und das Zusammenwachsen der 
Demokratien zu befördern. Gleichfalls ist es von zentralem Interesse für 
Deutschland, die Rahmenbedingungen für Demokratie in der Welt zu 
verbessern. Die NATO sollte hierzu nicht nur als gegen Russland gerichte-
tes Verteidigungsbündnis, sondern als Nukleus eines Bundes der Demokra-
tien verstanden werden. Zu den Aufgaben dieses Bundes gehört es dann 
auch, die Rahmenbedingungen demokratischer Entwicklung zu verbes-
sern, den Menschenrechten zur Durchsetzung zu verhelfen und klare 
Position zu beziehen, wo diese gefährdet werden. Die Gelegenheit für die 
deutsche Außen- und Sicherheitspolitik, sich zu diesen zentralen Fragen in 
einer über die Tagespolitik hinausreichenden Weise zu äußern, sind 
derzeit sehr gut. In der Europäischen Union steht die Reformulierung der 
Europäischen Sicherheitsstrategie an, in Deutschland die eines außen- und 
sicherheitspolitischen Weißbuchs. In beiden Strategiedokumenten wäre 
demnach die strategische Abstinenz zugunsten der von Heinrich August 
Winkler geforderten „Vollendung des Westens“ zu überwinden. 
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